Gefeß- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
N N 


Suhalt: Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Halle a. S., S. 79. — Geſetz, betreffend die 
Aenderung der Grenzen des Stadtkreiſes Poſen, des Kreiſes Poſen (Oſt) und des Kreiſes Schroda, 
und die anderweite Beſtimmung des Wahlortes für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten im 
zweiten Wahlbezirke des Regierungsbezirkes Poſen, S. 94. 


(Nr. 10175.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Halle a. S. Vom 
31. März 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Paragraph. 
Unter Abtrennung vom Saal-Kreiſe werden vom 1. April 1900 ab die 
Landgemeinden Giebichenſtein, Trotha und Cröllwitz auf Grund der unten 


abgedruckten Verträge vom 5 1899, 5 September 1899 und 
26. September 


I. Sttober 1899 ſowie der Gutsbezirk Gimritz mit der Stadtgemeinde I 
dem Stadtkreiſe Halle a. S. vereinigt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 31. März 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein, 


Schönſtedt. Brefeld v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Büch) wi 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. g 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1900. 


Anlage 1. 


Jbviſchen der Stadtgemeinde Halle a. S. und der Landgemeinde Giebichenſtein 
wird, vorbehaltlich der Königlichen Genehmigung, nachſtehender Vertrag geſchloſſen: 


* 

Die Stadtgemeinde Halle a. S. und die Landgemeinde Giebichenſtein treten 
zu einer einzigen, unter einer einheitlichen Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde 
Halle a. S. zuſammen. 

Demgemäß werden alle Einwohner des erweiterten Stadtbezirkes, ſoweit in 
den nachſtehenden Paragraphen nicht Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich aller 
bürgerlichen Rechte und Pflichten ſowie hinſichtlich der Theilnahme an den beider- 
ſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. | 


$. 2. 

Das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermögen beider Gemeinden 
wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu einem einzigen 
Ganzen verſchmolzen. Die erweiterte Stadtgemeinde tritt in alle privatrechtlichen 
Befugniſſe und Verpflichtungen der Landgemeinde Giebichenſtein als deren Rechts— 
nachfolgerin ein. . 

Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen nicht 
berührt; vielmehr bleibt das Stiftungsvermögen den ſtiftungsmäßigen Zwecken 
nach wie vor erhalten. Soweit bei Stiftungen, welche den Einwohnern von 
Halle a. S. im Allgemeinen zu Gute kommen, der Genuß derſelben von einem 
nach Zeit beſtimmten Aufenthalt in Halle a. S. abhängig iſt, wird die in 
Giebichenſtein verbrachte Zeit auf die ſtiftungsgemäß erforderte angerechnet. 


F. 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden übernehmen die Ge 
meindebehörden der Stadt Halle a. S. in Giebichenſtein die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten ſowie die den Gemeindebehörden daſelbſt zugewieſenen 
ſtaatlichen Obliegenheiten. Die Gemeindebehörden von Halle a. S. treten in alle 
diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche und 
ſonſtige Beſtimmungen oder nach beſonderen Rechtstiteln den Gemeindebehörden 
in Giebichenſtein zuſtehen oder obliegen. 


$. 4. 
Die in Halle a. S. beftehenden Ortsſtatute, Ordnungen, Regulative und 
die über die allgemeine Ordnung des Gemeinweſens in Halle a. S. geltenden 


Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Giebichenſtein Wirkſamkeit, ſofern in dieſem Ver⸗ 
trage nicht Abweichendes beſtimmt wird. Der Magiſtrat zu Halle a. S. hat die 
erforderlichen Anordnungen zum Zwecke der Einführung der Halleſchen Orts⸗ 
ftatute, Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe in Giebichenftein zu treffen. 

Von dem Tage der Einführung derſelben an verlieren die entſprechenden 
Statuten, Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe in Giebichenſtein ihre 
Geltung. 

Bertagt wird jedoch auf die Dauer von 3 Jahren nach erfolgter Einge- 
meindung die Einführung der Beſtimmungen in $. 1 des Ortsſtatuts, betreffend 


: 5 24. November . 
den Schlachtzwang im Stadtbezirke Halle a. S., vom 30. Dezember 1895, ſoweit 


ſie das nicht gewerbsmäßig betriebene Schlachten betreffen. 


F. 5. 

Mit dem Tage der Vereinigung treten in Giebichenſtein die zu dieſem Zeit⸗ 
punkt in Halle a. S. geltenden Beſtimmungen über die Kommunalbeſteuerung und 
die Erhebung von Gebühren, Beiträgen ſowie ſonſtigen öffentlich rechtlichen 
Abgaben mit der Maßgabe in Kraft, daß vom Tage der Eingemeindung an auf 
die Dauer von drei Jahren noch die zur Zeit in Giebichenſtein beſtehenden Ord— 
nungen, betreffend 

a) die Erhebung einer Hundeſteuer vom 19. Februar 1895, 

p) die Erhebung von Luſtbarkeitsſteuern vom 19. Februar 1895 und 

e) die Friedhofsgebühren vom 1. November 1893 und 29. Oktober 1897, 
aufrecht erhalten bleiben. Im Uebrigen treten die in der Gemeinde Giebichenſtein 
über jene Gegenſtände erlaſſenen Beſtimmungen mit dem Tage der Vereinigung 
außer Geltung. 


$. 6. 

Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung zu Halle a. S. 
wird für den erweiterten Stadtbezirk um zwölf erhöht. Für die Wahlen zu 
dieſer Verſammlung bildet bis Ende des Jahres 1905 der jetzige Gemeindebezirk 
Giebichenſtein zuſammen mit den Landgemeinden Trotha und Cxöllwitz in 
Gemäßheit des $. 14 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 einen geſonderten 
Wahlbezirk, welcher in ſich jene 12 Stadtverordnete zu wählen hat. 

Dieſelben vertheilen ſich auf die einzelnen Gemeinden und Wähler⸗ 
abtheilungen in der Weiſe, daß 

auf Giebichenſtein 
für jede der drei Abtheilungen 3 Stadtverordnete entfallen, 
auf Trotha 
für die I. und III. Abtheilung je 1 Stadtverordneter und 
auf Cröllwitz 
für die II. Abtheilung 1 Stadtverordneter. 
16* 


Bei der erſtmaligen Wahl wählen im letzten Monate vor dem Tage der 
Eingemeindung an Stelle der drei Wählerabtheilungen des geſonderten Wahl: 
bezirkes in jeder der drei Landgemeinden deren gegenwärtige Gemeindeverordnete 
aus ihrer Mitte die auf die Gemeinde entfallende Anzahl von Stadtverordneten. 
Auf dieſes Wahlverfahren finden die Beſtimmungen in F. 82 der Land⸗ 
gemeindeordnung vom 3. Juli 1891 finngemäße Anwendung. Die Gemeinde 
verordneten jeder Abtheilung wählen für ſich. 

Die hiernach gewählten Stadtverordneten ſcheiden im Anſchluß an die 
regelmäßigen Ergänzungswahlen — das erſte und zweite Mal durch das Loos 
beſtimmt — aus. 

Die in dem geſonderten Wahlbezirke zur Ergänzung gewählten Stadt⸗ 
verordneten müſſen ihren Wohnſitz in derjenigen bisherigen Sondergemeinde 
haben, in welcher ihn die ausſcheidenden Mitglieder beſaßen. 

Sollte bis Ende des Jahres 1905 eine Abänderung der Mitgliederzahl 
der Stadtverordnetenverſammlung der vereinigten Gemeinden erforderlich werden, 
ſo iſt die Zahl der in dem geſonderten Wahlbezirke zu wählenden Stadtverordneten 
gegenüber den im alten Wahlbezirke Halle a. S. zu wählenden nach Verhältniß 
der ſtimmfähigen Bürger feſtzuſetzen, ſoll jedoch nicht unter die Zahl 12 herabſinken. 


e 

Mit der Vereinigung beider Gemeinden tritt auf eine Wahlperiode von 
6 Jahren ein von der Gemeindevertretung in Giebichenſtein bezeichneter Angehöriger 
dieſer Gemeinde als unbeſoldetes Mitglied in das Kollegium des Magiſtrats der 
Stadt Halle a. S. ein. 

Bei ſpäterer Erſatz- oder Neuwahl iſt ebenfalls ein Bürger zu wählen, 
der in Giebichenſtein ſeinen Wohnſitz hat. 

Dieſe Beſtimmung gilt für die Dauer von 12 Jahren vom Tage der 
Eingemeindung an gerechnet. 


$. 8. 

Die Stadtgemeinde Halle a. S. übernimmt die Verpflichtung, vom Tage 
der Vereinigung beider Gemeinden an, dem Gemeindevorſteher von Giebichenſtein, 
falls dieſer nicht gewillt iſt, in den Dienſt der Stadtgemeinde Halle a. S. über⸗ 
zutreten, bis zum Ablaufe feiner Wahlperiode die ihm zur Zeit der Ein 
gemeindung zuſtehenden Gebührniſſe zu gewähren und ihn demnächſt unter An⸗ 
wendung der für die Preußiſchen Kommunalbeamten geltenden Vorſchriften, jedoch 
ohne Rückſicht auf Dienſtunfähigkeit zu penſioniren. 

Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Giebichenſtein 
ſtehenden Gemeindebeamten gehen von dem genannten Zeitpunkt ab mit dem 
Gehalte, den Penſionsanſprüchen, ſowie den Anſtellungsbedingungen, welche ſie 
zur Zeit der Vereinigung haben, in den Dienſt der Stadtgemeinde Halle a. S. 
gegen die Verpflichtung über, Beamtenſtellungen zu bekleiden, welche ihrer Aus 
bildung, Fähigkeit und ſeitherigen Beſchäftigung entſprechen. Die ſtädtiſchen 


| 


Körperſchaften von Halle a. S. werden indeſſen nach der Einverleibung mit der 
Anwendung der für die Gemeindebeamten in Halle a. S. geltenden Beſoldungs⸗ 
grundſätze, ſoweit dieſelben günſtiger als die bisher in der Gemeinde Giebichenſtein 
gültig geweſenen ſind, beginnen und die danach ſich ergebenden Gehaltsregulirungen 
allmählich zur Durchführung bringen, ſo jedoch, daß die Gleichſtellung ſpäteſtens 
in einem Zeitraume von 3 Jahren von der Vereinigung beider Gemeinden an 
erfolgt. Falls den Gemeindebeamten in Folge der Einverleibung ſolche Neben- 
einnahmen, welche aus ihnen von der Gemeindevertretung übertragenen Neben- 
ämtern zufließen, entzogen werden ſollten, iſt ihnen dafür bei der Gehaltsregulirung 
eine anderweite entſprechende Gehaltsentſchädigung, jedoch nicht über die ſkalen⸗ 
mäßigen Gehaltsſätze hinaus, zu gewähren. 

Ebenſo werden die zur Zeit der Einverleibung im Dienſte der Gemeinde 
Giebichenſtein befindlichen Büreauhülfsarbeiter in den Dienſt der Stadtgemeinde 
Halle a. S. nach Maßgabe der für die dort beſchäftigten Hülfsarbeiter beſtehenden 
reglementariſchen Beſtimmungen übernommen. Eine Verkürzung der bisherigen 


Bezüge darf indeſſen auf keinen Fall ſtattfinden. 


F. 9. 

Die im Dienſte der Gemeinde Giebichenſtein zur Zeit der Vereinigung 
ſtehenden Lehrperſonen (Rektor, Lehrer und Lehrerinnen) werden von dieſem 
Zeitpunkt ab bezüglich des Gehalts und der Anſprüche auf Penſion, Wittwen⸗ 
und Waiſenverſorgung den Lehrperſonen der Stadt Halle a. S. gleichgeſtellt. 


$. 10. | 

In Giebichenſtein muß nach der Eingemeindung ein beſonderes Standesamt 
verbleiben. 

Geld: 

Falls nach der Eingemeindung höhere Schulen errichtet werden, iſt eine 
derſelben auf Giebichenſteiner Gebiet oder in unmittelbarer Nähe der Grenze auf 
Halliſchem Gebiete zu errichten. | 

$ 1% 

Für Neupflafterung und Unterhaltung öffentlicher Straßen im früheren 

Gemeindebezirke Giebichenſtein muß, mit dem Jahre der Eingemeindung beginnend, 


10 Jahre lang die Summe von mindeſtens 35000 — Fünf und dreißig 


Tauſend — Mark jährlich aufgewendet werden. Bei Neupflaſterungen ſind 
Reihenſteine zu verwenden. Auch müſſen die Straßen Giebichenſteins in einer 
dem Bedürfniß entſprechenden Weiſe geſprengt werden. 


$. 13. 

Der Wettinerplatz und die um denſelben vorgeſehenen Straßen ſowie die 
Schmelzerſtraße auf der Strecke von der verlängerten Hoheſtraße bis zum Wettiner⸗ 
platz ſind innerhalb längſtens zweier Jahre nach dem Tage der Eingemeindung 
auszubauen. 


5 F. 14. 

Die Gemeinde Giebichenſtein ertheilt die Zuſicherung, daß fie ſich von Voll 
ziehung dieſes Vertrags ab aller Maßnahmen enthalten werde, welche geeignet 
ſein würden, den Finanzen der Stadt Halle a. S. Nachtheile zu bringen oder 
die Verhältniſſe, auf Grund deren die vorſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen 
eingegangen ſind, zu verändern. 

$. 15. 

Der Zeitpunkt für die Ausführung der Vereinigung beider Gemeinden wird 
auf den 1. April 1900 feſtgeſetzt. 

Halle a. S., den 26. September 1899. 


Namens der Stadtgemeinde Halle a. S.: 
Der Magiſtrat. 
(L. 8) Staude. Winter. 


Giebichenſtein, den 2. Oktober 1899. 


Namens der Landgemeinde Giebichenſtein: 


Der Gemeindevorſtand. 


S8.) Rudloff, Geppert, 
Gemeindevorſteher. Schöffe. 


Anlage 2. 


Ju „ Stadtgemeinde Halle a. S. und der Landgemeinde Trotha wird, 
vorbe wiſchender Königlichen Genehmigung, nachſtehender Vertrag geſchloſſen: 


SL 

Die Stadtgemeinde Halle a. ©. und die Landgemeinde Trotha treten zu 
einer einzigen, unter einer einheitlichen Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde 
Halle a. S. zuſammen. 

Demgemäß werden alle Einwohner des erweiterten Stadtbezirkes, ſoweit in 
den nachſtehenden Paragraphen nicht Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich aller 
bürgerlichen Rechte und Pflichten ſowie hinſichtlich der Theilnahme an den beider- 
ſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. 


$. 2. a 

Das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermögen beider Gemeinden 
wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu einem 
einzigen Ganzen verſchmolzen. Die erweiterte Stadtgemeinde tritt in alle privat⸗ 
rechtlichen Befugniſſe und Verpflichtungen der Landgemeinde Trotha als deren 
Rechtsnachfolgerin ein. 

Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen 
nicht berührt; vielmehr bleibt das Stiftungsvermögen den ſtiftungsmäßigen 
Zwecken nach wie vor erhalten. Soweit bei Stiftungen, welche den Einwohnern 
von Halle a. S. im Allgemeinen zu Gute kommen, der Genuß derſelben von 
einem nach Zeit beſtimmten Aufenthalt in Halle a. S. abhängig iſt, wird die 
in Trotha verbrachte Zeit auf die ſtiftungsgemäß erforderte angerechnet. 


§. 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden übernehmen die Ge⸗ 
meindebehörden der Stadt Halle a. S. in Trotha die Verwaltung der Gemeinde⸗ 
angelegenheiten ſowie die den Gemeindebehörden daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen 
Obliegenheiten. Die Gemeindebehörden von Halle a. S. treten in alle diejenigen 
Rechte und Pflichten ein, welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche und ſonſtige Be⸗ 
ſtimmungen oder nach beſonderen Rechtstiteln den Gemeindebehörden in Trotha 
zuſtehen oder obliegen. 


$. 4. 
Die in Halle a. S. beſtehenden Ortsſtatute, Ordnungen, Regulative und 
die über die allgemeine Ordnung des Gemeinweſens in Halle a. S. geltenden 


Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Trotha Wirkſamkeit, ſofern in dieſem Vertrage 
nicht Abweichendes beſtimmt wird. Der Magiſtrat zu Halle a. S. hat die er⸗ 
forderlichen Anordnungen zum Zwecke der Einführung der Halleſchen Ortsſtatute, 
Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe in Trotha zu treffen. 
Von dem Tage der Einführung derſelben an verlieren die entſprechenden 
Statuten, Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe in Trotha ihre Geltung. 
Vertagt wird jedoch auf die Dauer von 3 Jahren nach erfolgter Ein⸗ 
gemeindung die Einführung der Beſtimmungen 
1. in F. 1 des Ortsſtatuts, betreffend den Schlachtzwang im Stadtbezirke 
Halle a. S., vom nn 1895, ſoweit fie das nicht gewerbs⸗ 
mäßig betriebene Schlachten betreffen, 
31. Auguſt 


2. der Begräbnißordnung für die Stadt Halle a. S. vom 13. Oktober 
und der dazu gehörigen Gebührentaxe vom 26. Februar 1897. 
An Stelle der erwähnten Begräbnißordnung (Ziffer 2) bleibt bis auf 


VVV - . 12. Dezember 1884 
Weiteres die für Trotha erlaſſene Gottesackerordnung vom 17 März 1886 
17. Oktober 


nebſt Nachtrag vom 11. November 1893 in Kraft. 


887 


5 Ss: 

Mit dem Tage der Vereinigung treten in Trotha die zu dieſem Zeitpunkt 
in Halle a. S. geltenden Beſtimmungen über die Kommunalbeſteuerung und die 
Erhebung von Gebühren, Beiträgen ſowie ſonſtigen öffentlich rechtlichen Abgaben 
mit der Maßgabe in Kraft, daß vom Tage der Eingemeindung an auf die 
Dauer von drei Jahren noch die zur Zeit in Trotha beſtehende Ordnung, be 
treffend die Erhebung von Luſtbarkeitsſteuern, vom 4. Dezember 1894, und die 
Ordnung, betreffend die Erhebung einer Hundeſteuer, vom 7. Dezember 1895 
aufrecht erhalten bleiben. Im Uebrigen treten die in der Gemeinde Trotha über 
dieſe Gegenſtände erlaſſenen Beſtimmungen mit dem gleichen Zeitpunkt außer 
Geltung. 

$. 6. 

Die Zahl der Mitglieder der Stadtperordnetenverſammlung zu Halle a. S. 
wird für den erweiterten Stadtbezirk um zwölf erhöht Für die Wahlen zu 
dieſer Verſammlung bildet bis Ende des Jahres 1905 der jetzige Gemeindebezirk 
Trotha zuſammen mit den Landgemeinden Giebichenſtein und Cröllwitz in Gemäß- 
heit des $. 14 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 einen geſonderten Wahl⸗ 
bezirk, welcher in ſich jene 12 Stadtverordnete zu wählen hat. Dieſelben ver 
theilen ſich auf die einzelnen Gemeinden und Wählerabtheilungen in der Weiſe, daß 

auf Giebichſtein 
für jede der drei Abtheilungen 3 Stadtverordnete entfallen, 


auf Trotha 

für die I. und III. Abtheilung je 1 Stadtverordneter und 
auf Cröllwitz 

für die II. Abtheilung 1 Stadtverordneter. 

Bei der erſtmaligen Wahl wählen im letzten Monate vor dem Tage der 
Eingemeindung an Stelle der drei Wählerabtheilungen des geſonderten Wahlbezirkes 
in jeder der drei Landgemeinden deren gegenwärtige Gemeindevertreter aus ihrer 
Mitte die auf die Gemeinde entfallende Anzahl von Stadtverordneten. Auf dieſes 
Wahlverfahren finden die Beſtimmungen in $. 82 der Landgemeindeordnung 
vom 3. Juli 1891 ſinngemäße Anwendung. 

Die hiernach gewählten Stadtverordneten ſcheiden im Anſchluß an die 
regelmäßigen Ergänzungswahlen — das erſte und zweite Mal durch das Loos 
beſtimmt — aus. 

Die in dem geſonderten Wahlbezirke zur Ergänzung gewählten Stadt- 
verordneten müſſen ihren Wohnſitz in derjenigen bisherigen Sondergemeinde haben, 
in welcher ihn die ausſcheidenden Mitglieder beſaßen. 

Sollte bis Ende des Jahres 1905 eine Abänderung der Mitgliederzahl 
der Stadtverordnetenverſammlung der vereinigten Gemeinden erforderlich werden, 
ſo iſt die Zahl der in dem geſonderten Wahlbezirke zu wählenden Stadtverordneten 
gegenüber den im alten Wahlbezirke Halle a. S. zu wählenden nach Verhältniß 
der ſtimmfähigen Bürger feſtzuſetzen, ſoll jedoch nicht unter die Zahl 12 herab— 

ſinken. 


NE. 

Die Stadtgemeinde Halle a. S. übernimmt die Verpflichtung, den ver, 
traglichen Gehalts- und Penſionsanſprüchen des Gemeindevorſtehers von Trotha 
vom Tage der Vereinigung beider Gemeinden an Genüge zu leiſten beziehungs⸗ 
weiſe ſich mit ihm abzufinden. Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der 
Gemeinde Trotha ſtehenden Gemeindebeamten gehen von dem genannten Zeitpunkt 
ab mit dem Gehalte, den Penſionsanſprüchen ſowie den Anſtellungsbedingungen, 
welche ſie zur Zeit der Vereinigung haben, in den Dienſt der Stadtgemeinde 
Halle a. S. gegen die Verpflichtung über, ihren Fähigkeiten entſprechende Stellen 
als Gemeindebeamte zu bekleiden. Die ſtädtiſchen Körperſchaften von Halle a. S. 
werden indeſſen nach der Einverleibung mit der Anwendung der für die Gemeinde- 
beamten in Halle a. S. geltenden Beſoldungsgrundſätze, ſoweit dieſelben günſtiger 
als die bisher in der Gemeinde Trotha gültig geweſenen ſind, beginnen und die 
danach ſich ergebenden Gehaltsregulirungen allmählich zur Durchführung bringen, 
ſo jedoch, daß die Gleichſtellung ſpäteſtens in einem Zeitraume von 3 Jahren 
von der Vereinigung beider Gemeinden an erfolgt. Falls den Gemeindebeamten 
in Folge der Einverleibung ſolche Nebeneinnahmen, welche aus ihnen von der 
Gemeindevertretung übertragenen Nebenämtern zufließen, entzogen werden ſollten, 
iſt ihnen dafür bei der Gehaltsregulirung eine anderweite entſprechende Gehalts⸗ 
entſchädigung, jedoch nicht über die ſkalenmäßigen Gehaltsſätze hinaus, zu 
gewähren. d 

Geſez⸗Samml. 1900. (Nr. 1017510176) 17 


F. 8 


Die im Dienfte der Gemeinde Trotha zur Zeit der Vereinigung ſtehenden ä 


Lehrer und Lehrerinnen, einſchließlich einer Handarbeitslehrerin, werden von 
dieſem Zeitpunkt ab bezüglich des Gehalts und der Anſprüche auf Penſion, 
Wittwen⸗ und Waiſenverſorgung den Lehrperſonen der Stadt Halle a. S. 
gleichgeſtellt. 5 

8 


Der Magiſtrat in Halle a. S. übernimmt die Verpflichtung, dafür zu 
ſorgen, daß die ſtraßen- und baupolizeilichen ſowie ſonſtigen lokalpolizeilichen 
Vorſchriften der Stadt Halle a. S. mit zuläſſigſter Schonung des Grundbeſitzes 
ſowie der Landwirthſchaft und Induſtrie in Trotha zur Anwendung gelangen. 
Er wird ferner den von den kirchlichen Organen bereits beſchloſſenen Neubau 
einer Kirche in Trotha ſowie die Weiterführung der Straßenbahn bis zum 
dortigen Staatsbahnhof unter Einführung des Halleſchen Fahrplans und Tarifs 
nach Möglichkeit fördern und für die Errichtung einer Apotheke in Trotha 
wirken. Die Arbeiten für die zweckmäßige Herſtellung der Lagerplätze daſelbſt 
einſchließlich der Ufer an der Saale ſollen alsbald nach der Eingemeindung in 
Angriff genommen werden. 

$. 10. 

Die in Trotha zur Zeit beſtehende freiwillige Feuerwehr iſt als ſolche bis 
auf Weiteres zu erhalten und in der unbeſchränkten Benutzung ihres Spritzen— 
hauſes ſowie ihrer Geräthe zu belaſſen. Auch iſt ihr, wie bisher, in Trotha ein 
genügender Uebungsplatz zur Verfügung zu ſtellen. 


St; 

Für Herſtellung und Unterhaltung öffentlicher Straßen einſchließlich der 
Fußwege und der Kanaliſation im jetzigen Gemeindebezirke Trotha muß, mit dem 
Jahre der Eingemeindung beginnend, auf die Dauer von 10 Jahren die Summe 
von wenigſtens 15000 — Fünfzehn Tauſend — Mark jährlich aufgewendet 
werden. Auch find die Straßen Trothas bei Aufſtellung des ſtädtiſchen Be 
ſprengungsplans in angemeſſener Weiſe zu berückſichtigen. 


$. 12. 

Die Gemeinde Trotha ertheilt die Zuſicherung, daß ſie ſich von Vollziehung 
dieſes Vertrags ab aller Maßnahmen enthalten werde, welche geeignet ſein 
würden, den Finanzen der Stadt Halle a. S. Nachtheile zu bringen oder die 
Verhältniſſe, auf Grund deren die vorſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen 
eingegangen ſind, zu verändern. 


F. 13. 


Der Zeitpunkt für die Ausführung der Vereinigung beider Gemeinden 
wird auf den 1. April 1900 feſtgeſetzt. 


$. 14. 


Vorſtehender Vertrag erlangt erſt Rechtswirkſamkeit, wenn auch die Land— 
gemeinde Giebichenſtein mit der Stadtgemeinde Halle a. S. vereinigt wird. 


Halle a. S., den 26. September 1899. 
Namens der Stadtgemeinde Halle a. S.: 
Der Magiſtrat. 
(L. S.) Staude. Winter. 
Trotha, den 30. September 1899. 


Namens der Landgemeinde Trotha: 


Der Gemeindevorſtand. 
(L. S.) Müller, Gemeindevorſteher, 
Woepke, Schöffe, 
C. F. Schubert, Schöffe, 
M. Engelcke, Erſatzſchöffe. 
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Anlage 3. 


Zwischen der Stadtgemeinde Halle a. S. und der Landgemeinde Cxöllwitz wird, 


vor der Königlichen Genehmigung, nachſtehender Vertrag geſchloſſen: 
Zwischen 


. 

Die Stadtgemeinde Halle a. S. und die Landgemeinde Cxöllwitz treten zu 
einer einzigen, unter einer einheitlichen Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde 
Halle a. S. zuſammen. 

Demgemäß werden alle Einwohner des erweiterten Stadtbezirkes, ſoweit in 
den nachſtehenden Paragraphen nicht Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich aller 
bürgerlichen Rechte und Pflichten ſowie hinſichtlich der Theilnahme an den beider- 
ſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. 


82 

Das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermögen beider Gemeinden 
wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu einem einzigen 
Ganzen verſchmolzen. Die erweiterte Stadtgemeinde tritt in alle privatrechtlichen 
Befugniſſe und Verpflichtungen der Landgemeinde Cxöllwitz als deren Rechts— 
nachfolgerin ein. Dies gilt insbeſondere von den Rechtsverhältniſſen in Anſehung 
der die Gemeinden Cröllwitz und Giebichenſtein verbindenden Brücke und den 
Vereinbarungen über den Bau einer neuen Kirche in Cröllwih. 

Unberührt bleiben die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen und wird 
das Stiftungsvermögen den ſtiftungsmäßigen Zwecken nach wie vor erhalten. 
Soweit bei Stiftungen, welche den Einwohnern von Halle a. S. im Allgemeinen 
zu Gute kommen, der Genuß derſelben von einem nach Zeit beſtimmten Aufenthalt 
in Halle a. S. abhängig iſt, wird die in Cxöllwitz verbrachte Zeit auf die 
ſtiftungsgemäß erforderte angerechnet. 


$. 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung beider Gemeinden übernehmen die Ge 
meindebehörden der Stadt Halle a. S. in Cröllwitz die Verwaltung der Gemeinde— 
angelegenheiten ſowie die den Gemeindebehörden daſelbſt zugewieſenen ſtaatlichen 
Obliegenheiten. Die Gemeindebehörden von Halle a. S. treten in alle diejenigen 
Rechte und Pflichten ein, welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche und ſonſtige Be— 
ſtimmungen oder nach beſonderen Rechtstiteln den Gemeindebehörden in Cröllwitz 
zuſtehen oder obliegen. 

$. 4. 

Die in Halle a. S. beſtehenden Ortsſtatute, Ordnungen, Regulative und 

die über die allgemeine Ordnung des Gemeinweſens in Halle a. S. geltenden 


—— 91 — 


Gemeindebeſchlüſſe erhalten in Cröllwitz Wirkſamkeit, ſofern in dieſem Vertrage 
nicht Abweichendes beſtimmt wird. Der Magiſtrat zu Halle a. S. hat die er⸗ 
forderlichen Anordnungen zum Zwecke der Einführung der Halleſchen Ortsſtatute, 
Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe in Cröllwitz zu treffen. 

Von dem Tage der Einführung derſelben an verlieren die entſprechenden 
Statuten, Ordnungen, Regulative und Gemeindebeſchlüſſe in Cxöllwitz ihre 
Geltung. 

Vertagt wird jedoch auf die Dauer von 3 Jahren nach erfolgter Ein— 
gemeindung die Einführung der Beſtimmungen in F. 1 des Ortsſtatuts, betreffend 

N 24. g 
den Schlachtzwang im Stadtbezirke Halle a. S., vom 30. Seeber 1895, ſoweit 


ſie das nicht gewerbsmäßig betriebene Schlachten betreffen. 


ember 


$. 5. 

Mit dem Tage der Vereinigung treten in Cröllwitz die zu dieſem Zeitpunkt 
in Halle a. S. geltenden Beſtimmungen über die Kommunalbeſteuerung und die 
Erhebung von Gebühren, Beiträgen ſowie ſonſtigen öffentlich rechtlichen Abgaben 
in Kraft. Die in der Gemeinde Cröllwitz über dieſe Gegenſtände erlaſſenen Be— 
ſtimmungen treten mit dem gleichen Zeitpunkt außer Geltung. 


F. 6. 

Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung zu Halle a. S. 
wird für den erweiterten Stadtbezirk um zwölf erhöht. Für die Wahlen zu 
dieſer Verſammlung bildet bis Ende des Jahres 1905 der jetzige Gemeindebezirk 
Cröllwitz zuſammen mit den Landgemeinden Giebichenſtein und Trotha in Ge— 
mäßheit des §. 14 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 einen geſonderten 
Wahlbezirk, welcher in ſich jene 12 Stadtverordnete zu wählen hat. Dieſelben 
vertheilen ſich auf die einzelnen Gemeinden und Wählerabtheilungen in der 
Weiſe, daß 

auf Giebichenſtein 

für jede der drei Abtheilungen 3 Stadtverordnete entfallen, 
auf Trotha 

für die I. und III. Abtheilung je 1 Stadtverordneter und 
auf Cröllwitz 

für die II. Abtheilung 1 Stadtverordneter. 


Bei der erſtmaligen Wahl wählen im letzten Monate vor dem Tage der 
Eingemeindung an Stelle der drei Wählerabtheilungen des geſonderten Wahl— 
bezirkes in jeder der drei Landgemeinden deren gegenwärtige Gemeindeverordnete 
aus ihrer Mitte die auf die Gemeinde entfallende Anzahl von Stadtverordneten. 
Auf dieſes Wahlverfahren finden die Beſtimmungen in $. 82 der Landgemeinde⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1891 ſinngemäße Anwendung. 


Die hiernach gewählten Stadtverordneten ſcheiden im Anſchluß an die 
regelmäßigen Ergänzungswahlen — das erſte und zweite Mal durch das Loos 
beſtimmt — aus. 

Die in dem geſonderten Wahlbezirke zur Ergänzung gewählten Stadt⸗ 
verordneten müſſen ihren Wohnſitz in derjenigen bisherigen Sondergemeinde haben, 
in welcher ihn die ausſcheidenden Mitglieder beſaßen. 

Sollte bis Ende des Jahres 1905 eine Abänderung der Mitgliederzahl der 
Stadtverordnetenverſammlung der vereinigten Gemeinden erforderlich werden, ſo iſt 
die Zahl der in dem geſonderten Wahlbezirke zu wählenden Stadtverordneten 
gegenüber den im alten Wahlbezirke Halle a. S. zu wählenden nach Verhältniß 
der ſtimmfähigen Bürger feſtzuſetzen, ſoll jedoch nicht unter die Zahl 12 herabſinken. 


§. 7. 

Die Stadtgemeinde Halle a. S. übernimmt die Verpflichtung, den vertraglichen 
Gehalts⸗ und Penſionsanſprüchen des Gemeindevorſtehers von Cröllwitz vom Tage 
der Vereinigung beider Gemeinden an Genüge zu leiſten beziehungsweiſe ſich mit ihm 
abzufinden. Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Cröllwig 
ſtehenden Gemeindebeamten gehen von dem genannten Zeitpunkt ab mit dem Gehalte, 
den Penſionsanſprüchen ſowie den Anſtellungsbedingungen, welche ſie zur Zeit der 
Vereinigung haben, in den Dienſt der Stadtgemeinde Halle a. S. gegen die Verpflich⸗ 
tung über, ihren Fähigkeiten entſprechende Stellen als Gemeindebeamte zu bekleiden. 
Die ſtädtiſchen Körperſchaften von Halle a. S. werden indeſſen nach der Einverleibung 
mit der Anwendung der für die Gemeindebeamten in Halle a. S. geltenden Be⸗ 
ſoldungsgrundſätze, ſoweit dieſelben günſtiger als die bisher in der Gemeinde 
Cröllwitz gültig geweſenen ſind, beginnen und die danach ſich ergebenden 
Gehaltsregulirungen allmählich zur Durchführung bringen, jo jedoch, daß die 
Gleichſtellung ſpäteſtens in einem Zeitraume von 3 Jahren von der Vereinigung 
beider Gemeinden an erfolgt. Falls den Gemeindebeamten in Folge der Ein- 
verleibung ſolche Nebeneinnahmen, welche aus ihnen von der Gemeindevertretung 
übertragenen Nebenämtern zufließen, entzogen werden ſollten, iſt ihnen dafür bei 
der Gehaltsregulirung eine anderweite entſprechende Gehaltsentſchädigung, jedoch 
nicht über die ſkalenmäßigen Gehaltsſätze hinaus, zu gewähren. 


8 
Die im Dienſte der Gemeinde Eröllwitz zur Zeit der Vereinigung ſtehenden 
Lehrer und Lehrerinnen werden von dieſem Zeitpunkt ab bezüglich des Gehalts 
und der Anſprüche auf Penſion, Wittwen- und Waiſenverſorgung den Lehr 
perſonen der Stadt Halle a. S. gleichgeſtellt. N 


NER 4 
Für Herſtellung und Unterhaltung öffentlicher Straßen in Cröllwitz muß / 
mit dem Jahre der Eingemeindung beginnend, auf die Dauer von 10 Jahren 
mindeſtens die Hälfte der im Umfange des bisherigen Gemeindebezirkes Cröllwitz 
jährlich aufkommenden Realſteuern aufgewendet werden. 


Das Grundſtück, „der Weinberg“ genannt, iſt ſofort nach der Ein— 
verleibung mit Waſſerleitung zu verſehen. 


$. 10. 

Der Magiſtrat zu Halle a. S. verpflichtet ſich, der Halleſchen Straßenbahn: 
Aktiengeſellſchaft ſeine Zuſtimmung zur Führung neuer Bahnlinien innerhalb des 
jetgen Gemeindebezirkes Cröllwitz erſt dann zu ertheilen, wenn die gegenwärtig 
vorhandene Strecke von der Brücke durch die Brunnenſtraße bis zur Villa Knoch 
verlängert worden iſt. 

F. 11. 

Für den Fall, daß nach Ablauf des wegen der Brücke — F. 2 Abſ. 1 — 
geſchloſſenen Pachtvertrags (1. April 1902) die Erhebung von Brückengeld nicht 
in Wegfall kommen ſollte, verpflichtet ſich die Stadtgemeinde, von den Einwohnern 
des früheren Gemeindebezirkes Cröllwitz als Entſchädigung für die Benutzung der 
Brücke auf das Jahr nicht mehr als 3 — drei — Mark für die Haushaltung 
und nicht mehr als 15 — fünfzehn — Mark für jedes Pferd zu fordern. 

$. 12. 

Die Gemeinde Cxöllwitz ertheilt die Zuſicherung, daß fie ſich von Voll— 
ziehung dieſes Vertrags ab aller Maßnahmen enthalten werde, welche geeignet 
ſein würden, den Finanzen der Stadt Halle a. S. Nachtheile zu bringen oder die 
Verhältniſſe, auf Grund deren die vorſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen 
eingegangen ſind, zu verändern. 

Hello: 

Der Zeitpunkt für die Ausführung der Vereinigung beider Gemeinden 
wird auf den 1. April 1900 feſtgeſetzt. 

F. 14. 

Vorſtehender Vertrag erlangt erſt Rechtswirkſamkeit, wenn auch die Land- 
gemeinde Giebichenſtein mit der Stadtgemeinde Halle a. S. vereinigt wird. 

Halle a. S., den 26. September 1899. 


Namens der Stadtgemeinde Halle a. S.: 


Der Magiſtrat. 
(L. S.) Staude. Winter. 


Cröllwitz, den 1. Oktober 1899. 


Namens der Landgemeinde Cröllwitz: 
(L. S.) Daßler, Gemeindevorſteher. 
Brecht, Schöffe, 
Kathe, Schöffe. 


(Nr. 10176.) Geſetz, betreffend die Aenderung der Grenzen des Stadtkreiſes Poſen, des 


Kreiſes Poſen (Oſt) und des Kreiſes Schroda, und die anderweite Beſtim— 
mung des Wahlorts für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten im 
zweiten Wahlbezirke des Regierungsbezirkes Poſen. Vom 31. März 1900, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u., 
verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
115 

Mit dem 1. April 1900 werden die Landgemeinden Jerſitz, St. Lazarus 
und Wilda auf Grund des unten abgedruckten, vom Magiſtrate zu Poſen und 
von den Gemeindevorſtänden der bezeichneten Landgemeinden unter dem 8., 16., 
26. und 29. November 1899 vollzogenen Vertrags der Stadtgemeinde und dem 
Stadtkreiſe Poſen einverleibt. 


§. 2. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte werden die Stadtgemeinde Pudewitz, der 
Polizeidiſtrikt Pudewitz und von dem Polizeidiſtrikte Koſtſchin die Landgemeinden 
Paczkowo, Sarbinowo, Sokolniki gwiazdowskie und die Gutsbezirke Gwiazdowo 
und Puszezykowo dem Kreiſe Poſen (Oft) einverleibt. 


$. 3. 

Für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten ſcheiden zugleich die im 
$. 1 bezeichneten Landgemeinden aus dem zweiten Wahlbezirke des Regierungs⸗ 
bezirkes Poſen aus und treten dem erſten Wahlbezirke dieſes Regierungsbezirkes 
hinzu. In gleicher Weiſe ſcheiden die im F. 2 bezeichneten Theile des Kreiſes 
Schroda aus dem ſiebenten Wahlbezirke des Regierungsbezirkes Poſen aus und 
treten dem zweiten Wahlbezirke dieſes Regierungsbezirkes hinzu (Anlage zum 
Geſetze, die Feſtſtellung der Wahlbezirke für das Haus der Abgeordneten 
betreffend, vom 27. Juni 1860 [Geſetz-Samml. S. 357). 


$. 4. 

Als Wahlort für den zweiten Wahlbezirk des Regierungsbezirkes Poſen, 
beſtehend aus den Kreiſen Poſen (Oſt), Poſen (Weſt) und Obornik wird die 
Stadt Poſen beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 31. März 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 
Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


Anlage. 


Namens der Stadtgemeinde Poſen, der Landgemeinde Jerſitz, der Landgemeinde 
St. Lazarus und der Landgemeinde Wilda wird von dem Magiſtrate zu Poſen 
auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſammlung daſelbſt vom 
8. November er., von dem Gemeindevorſtande zu Jerſitz auf Grund des Beſchluſſes 
der Gemeindevertretung daſelbſt vom 2. November 1899 von dem Gemeinde— 
vorſteher zu St. Lazarus auf Grund des Beſchluſſes der Gemeindevertretung daſelbſt 
vom 3. November 1899, von dem Gemeindevorſteher zu Wilda auf Grund des 
Beſchluſſes der Gemeindevertretung daſelbſt vom 3. November 1899 Nachſtehendes 
vereinbart: 
: Artikel 1. 

Wir ſind damit einverſtanden, daß die Landgemeinde Jerſitz, die Land— 
gemeinde St. Lazarus, die Landgemeinde Wilda und die Stadtgemeinde Poſen 
zu einer einzigen, unter einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde, welche den 
Namen „Poſen“ führt, mit dem Tage des 1. April 1900 vereinigt werden. 

i Artikel 2. 

Sämmtliches Vermögen der vier Gemeinden wird bei ihrer Vereinigung in 
Aktiven und Paſſiven zu einem einzigen Ganzen verſchmolzen, ſo daß die ver— 
einigte Stadtgemeinde in alle privatrechtlichen Befugniſſe und Verbindlichkeiten 
der vier ſeitherigen Gemeinden als Rechtsnachfolgerin eintritt. 

Hierdurch werden jedoch etwaige beſondere Beſtimmungen von Stiftungen 
nicht berührt. 

Artikel 3. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Gemeindeverwaltung der 
erweiterten Stadtgemeinde in den vier ſeitherigen Gemeindebezirken die Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten ſowie die der Stadt Poſen für ihren Bezirk ſeither 
zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten und Pflichten des öffentlichen Rechtes. 
Auch tritt ſie in alle öffentlich -vechtlichen Befugniſſe ein, welche nach Geſetz oder 
auf Grund beſonderer Rechtstitel der ſtädtiſchen Verwaltung zu Poſen ſeither 
zuſtanden. 

Artikel 4. 

Die in dem Gemeindebezirke Poſen beſtehenden Einrichtungen des Gemeinde- 
weſens ſowie die daſelbſt geltenden Steuerordnungen, Ortsſtatute, Reglements 
und Gemeindebeſchlüſſe erhalten in den Bezirken der drei Landgemeinden Wirk— 
ſamkeit. Der Magiſtrat zu Poſen wird die zum Zwecke der Einführung derſelben 
erforderlichen Anordnungen treffen. Mit dieſer Einführung verlieren die jetzt in 
1 Landgemeinden geltenden entſprechenden Einrichtungen und Beſtimmungen 
ihre Kraft. 

Nach Einführung des Ortsſtatuts, betreffend die Kanaliſation der Stadt 
Poſen, vom 17. Oktober 1894 in den drei Landgemeinden werden die Kanali— 
ſationsbeiträge, welche für eine Anzahl von Grundſtücken daſelbſt gemäß den 
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§§. 4 und 5 des Ortsſtatuts über die Kanaliſation der Landgemeinde Jerſitz 
vom 11. Auguſt 1896, den $$. 5 und 9 der Ordnung, betreffend die Kanaliſation 
der Landgemeinde St. Lazarus u. |. w., vom 24 November 1897, den $$. 4 
und 5 des Ortsſtatuts über die Kanaliſation der Landgemeinde Wilda vom 
19. März 1898 geleiſtet worden ſind, aus Mitteln der erweiterten Stadtgemeinde 
zurückgezahlt. Die Zurückzahlung erfolgt an diejenigen Eigenthümer der gedachten 
Grundſtücke, welche als ſolche in dem Grundbuche an dem Tage eingetragen ſind, 
an dem das Ortsſtatut, betreffend die Kanaliſation der Stadt Poſen, in dem 
Bezirke der drei Landgemeinden in Kraft tritt. 


Artikel 5. 

Der Bezirk einer jeden der drei Landgemeinden bildet für die Wahlen zur 
Stadtverordnetenverſammlung bis zum Ende des Jahres 1906 einen beſonderen 
Wahlbezirk. Zu wählen ſind für den angegebenen Zeitraum in dem Wahlbezirke 
Jerſitz 9 Stadtverordnete und zwar je 3 von jeder Abtheilung, in dem Wahl⸗ 
bezirke St. Lazarus, wie in dem Wahlbezirke Wilda je 5 Stadtverordnete und 
zwar je 2 von der I. und III. und je einer von der II. Abtheilung. 

Von den in dem Wahlbezirke Jerſitz zu wählenden Stadtverordneten müſſen 
mindeſtens 5, von den in den Wahlbezirken St. Lazarus und Wilda zu wählen⸗ 
den Stadtverordneten mindeſtens je 3 aus Hausbeſitzern beſtehen. 


Artikel 6. 

Bei der erſtmaligen Wahl der Stadtverordneten wählen an Stelle der 
drei Wählerabtheilungen in jedem der genannten drei Wahlbezirke die von den 
entſprechenden Wählerklaſſen der ſeitherigen Landgemeinden gewählten gegenwärtigen 
Gemeindevertreter. Dieſe haben in Gemäßheit des in F. 32 der Städteordnung 
vorgeſchriebenen Verfahrens die neuen Stadtverordneten aus der Mitte der ſeit⸗ 
herigen Gemeindevertreter zu wählen, ohne dabei an die Gemeindevertreter ihrer 
Klaſſe gebunden zu ſein. 

Es ſcheiden aus von den danach gewählten Stadtverordneten 

des Wahlbezirkes Jerſitz mit dem Ende der Jahre 1902 und 1904 je 
einer der Stadtverordneten jeder Wählerabtheilung; 

des Wahlbezirkes St. Lazarus, wie des Wahlbezirkes Wilda mit dem 
Ende des Jahres 1902 je einer der Stadtverordneten der I. und 
III. Wählerabtheilung und mit dem Ende des Jahres 1904 der 
Stadtverordnete der II. Wählerabtheilung. 

Ueber die Ausſcheidung entſcheidet, ſoweit dies erforderlich iſt, das Loos. 

Die Neuwahlen werden gleichzeitig mit den Stadtverordnetenergänzungs— 
wahlen in dem jetzigen Bezirke der Stadt Poſen vorgenommen. 


Artikel 7. 

Die in den Wahlbezirken Jerſitz, St. Lazarus und Wilda gewählten Stadt⸗ 
verordneten treten zu den jetzigen Stadtverordneten der Stadt Poſen hinzu. Den; 
ſelben wird eine entſprechende Betheiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen ein— 
geräumt werden. 


Die aus dem ſeitherigen Bezirke der Stadt Poſen zu wählenden Stadt- 
verordneten dürfen für die Zeit bis zum Ende des Jahres 1906 auf nicht mehr 
wie 41 vermehrt werden. 


Artikel 8. 

Noch innerhalb des Monats April 1900 wird die Stadtverordneten- 
verſammlung der erweiterten Stadtgemeinde je einen Einwohner der bisherigen 
Gemeinden St. Lazarus und Wilda und zwei Einwohner der bisherigen Gemeinde 
Jerſitz als unbeſoldete Stadträthe wählen, welche zu der gegenwärtigen Mitglieder- 
zahl des Magiſtrats zu Poſen hinzutreten. 

Die Stadtverordnetenverſammlung iſt hierbei, ſoweit es $. 30 der Städte— 
ordnung zuläßt, gebunden, diejenigen Perſonen zu Stadträthen zu wählen, welche 
ihr von den jetzigen Gemeindevertretungen der drei Landgemeinden hierzu vor— 
geſchlagen worden find. 

Die danach in Vorſchlag kommenden Perſonen ſind von den Gemeinde— 
vertretungen noch vor dem 1. April 1900 in Gemäßheit des in $. 32 der Städte— 
ordnung vorgeſchriebenen Verfahrens zu wählen. 

Bei einem Ausſcheiden der auf Vorſchlag der Gemeindevertretungen ge— 
wählten Stadträthe während ihrer ſechsjährigen Amtsperiode ſind die Erſatzmänner 
von der Stadtverordnetenverſammlung aus den Einwohnern desjenigen früheren 
Gemeindebezirkes zu wählen, welchem die Ausgeſchiedenen angehört haben. 


Artikel 9. 

Der Magiſtrat zu Poſen wird bis zum 1. April 1900 mit den gegen⸗ 
wärtigen Gemeindevorſtehern der drei Landgemeinden über deren Abfindung oder 
weitere Verwendung in dem Dienſte der erweiterten Stadtgemeinde ein Abkommen 
treffen. 

Die übrigen Beamten der Landgemeinden gehen in den Dienſt der erweiterten 
Stadtgemeinde in derjenigen Anſtellungsart (auf Lebenszeit, beſtimmte Zeit, 
Kündigung oder Probe) über, welche für jeden einzelnen am 31. März 1900 in. 
Geltung war. 

Dieſelben ſind nach ihrer Ausbildung, Fähigkeit und ſeitherigen Beſchäftigung 
den verſchiedenen ſtädtiſchen Beamtenklaſſen zu überweiſen und danach den für 
die Stadt Poſen eingeführten Gehaltsordnungen mit der Maßgabe zu unterſtellen, 
daß, falls ſie im Dienſte der Landgemeinden ein höheres Gehalt bezogen haben, 
als ihnen nach dieſen Gehaltsordnungen zukommt, ihnen das höhere Gehalt zu 
belaſſen iſt. 

Der Magiſtrat der erweiterten Stadtgemeinde wird eine Regelung dahin 
treffen, daß die Hinterbliebenen der übernommenen Beamten die gleiche Fürſorge 
genießen und die Beiträge der Beamten zu dieſer Fürſorge nicht höher ſind, wie 
es der Fall ſein würde, wenn die Beamten von der Zeit ab, in welcher ſie in 
den Dienſt der Landgemeinden getreten ſind, gegen ihre ſeitherigen Gehaltsbezüge 
in dem Dienſte der Stadt Poſen geſtanden hätten. 


| Artikel 10. 

Mit dem Tage der Vereinigung werden die öffentlichen Volksſchulen der 
drei Landgemeinden ſtädtiſche Schulen und finden auf dieſelben die für die 
ſtädtiſchen Schulen zu Poſen geltenden Beſtimmungen Anwendung. 

Die Beſtimmungen über die Lehrergehälter in der Stadt Poſen treten 
jedoch für die aus den drei Landgemeinden übernommenen Volksſchullehrer mit 
der Maßgabe in Kraft, daß, ſofern dieſe Lehrer in ihrer bisherigen Stellung 
bereits ein höheres Gehalt, als es den gedachten Beſtimmungen entſpricht, beziehen, 
ihnen dieſes belaſſen wird. 

Artikel 11. 

Im Uebrigen ſoll ſeitens der Gemeindeverwaltung der erweiterten Stadt: 
gemeinde in den Bezirken der ſeitherigen Landgemeinden nach deren Vereinigung 
mit der Stadt Poſen für die Ausbildung der Jugend, für den Schutz gegen 
Feuersgefahr, für die Verſorgung mit Licht, elektriſcher Kraft und Waſſer, für 
die Kanaliſation und Fäkalienabfuhr, für das Marktweſen, das Verkehrsweſen, 
für eine den Einwohnern thunlichſt bequeme Erhebung der öffentlichen Abgaben 
ſowie für alle übrigen Zweige der kommunalen Wohlfahrtspflege pflichtgemäß 
und in gleicher Weiſe geſorgt werden, wie dies in Bezug auf den bisherigen 
Bezirk der Stadt Poſen geſchehen wird, und ſoll auch den berechtigten Wünſchen 
der Bewohner der gedachten Bezirke, ſoweit dies im Rahmen des geſammten 
ſtädtiſchen Gemeinweſens geſchehen kann, thunlichſt Rechnung getragen werden. 

Poſen, den 8. November 1899. 


Der Magiſtrat hieſiger Provinzial-Hauptſtadt. 
(LS) Witting. Peters. 
Jerſitz, den 16. November 1899. 


Der Gemeindevorſtand. 
(L. S.) Frydrichowicz. Meyer. 


Gemeindevorſteher. Schöffe. 
St. Lazarus, den 26. November 1899. 
Der Gemeindevorſteher. 
(L. S.) Walther. Franz Rehdanz. 
Wilda, den 29. November 1899. 
(L. S.) Schwarzkopf, Wee 


Gemeindevorſteher. 
— k . — 0 _ 
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